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Bauleitplanung der Hansestadt Uelzen
Bebauungsplan Nr. 298 „Berufsschul-Campus“

hier: Frühzeitige Beteiligung der Behörden und sonstiger Träger öffentlicher
Belange gem. § 4 (1) BauGB

Sehr geehrte Damen und Herren,

den mit o.g. Schreiben (Mail) übersandten Vorentwurf des o. g. Bebauungsplanes habe ich aus
straßenbau- und verkehrlicher Sicht bezüglich der Bundesstraße 71 (B 71) geprüft.

Das Plangebiet des Bebauungsplanes liegt auf der Ostseite der B 71 in Abschnitt 748 zwischen
Station 435 und Station 620 innerhalb der festgesetzten Ortsdurchfahrtsgrenzen im Zuge der
Ortsdurchfahrt Uelzen.

Zum Inhalt des Bebauungsplanes bestehen soweit keine Bedenken. Die verkehrsgerechte
Erschließung des Plangebietes soll über die Heinrich-Meyerholz-Straße (B 71), die Esterholzer
Straße und über die Wilhelm-Seedorf-Straße erfolgen. Entsprechende Abstimmungsgespräche
unter Einbindung der Hansestadt, dem Landkreis, der Polizei und Verkehrsbehörde haben bereits
stattgefunden. Die Anbindung an die B 71 dient der Erschließung des geplanten Parkhauses, wobei
nur die Fahrbeziehungen „rechts rein / rechts raus“ zugelassen werden. Die Inbetriebnahme des
Parkauses soll erst nach Fertigstellung der u.g. Knotenpunkte erfolgen, die nicht Bestandteil der
Bauleitplanung sind.

 Zur Realisierung der Bauleitplanung sollen die zwei  lichtsignalgesteuerten Knotenpunkte der B 71
(Knotenpunkt B 71 / Esterholzer Straße und Knotenpunkt B 71/ Groß Liedener Straße) zu
Kreisverkehrsplätzen umgebaut werden, um so die die beschränkte Zufahrt / Abfahrt des
Parkhauses an der B 71 gewährleisten zu können.

Bei beiden Knotenpunkten handelt es sich um Unfallhäufungsstellen. Ob tatsächlich beide
Knotenpunkte zu einem Kreisverkehrsplatz ausgebaut werden müssen oder alternativ am
Knotenpunkt B 71 / Groß Liedener Straßen andere Maßnahmen zur Verbesserung der
Verkehrssituation einschließlich des Fuß-, Rad- und ÖPNV-Verkehrs führen können, wird seitens
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der Stadt und der Straßenbauverwaltung derzeit geprüft. Ebenso soll das vorhandene
Verkehrsgutachten mit Vorgaben der Straßenbauverwaltung überarbeitet werden.

Um das Planrecht für o.g. Knotenpunkte zu sichern, soll auf Wunsch des Vorhabenträgers,
- Schulträger Landkreis Uelzen - ein separates Planfeststellungsverfahren durchgeführt werden,
welcher bei dem Verfahren federführend tätig sein wird. Vorab hat sich der Vorhabenträger bei der
zuständigen Planfeststellungsbehörde zu vergewissern, dass auch die Einreichung der
Planfeststellungsunterlagen bei der Planfeststellungsbehörde durch den Vorhabenträger möglich ist.

Die maßgebenden Sichtdreiecke in den Einmündungsbereichen sind auf Grundlage der RAST 2012
entsprechend zu berücksichtigen.

 Die Gemeinde hat gem. § 9 (1), Abs. 24 Baugesetzbuch geprüft, ob Festsetzungen oder
 Maßnahmen gegen schädliche Umwelteinwirkungen (u. a. Straßenlärm der B 71) erforderlich
werden. Als Abwägungsvorschlag werden in dem beigefügten schalltechnischen Gutachten
vorrangig passive Lärmschutzmaßnahmen vorgeschlagen.

Bezüglich der Erschließung  B71 / Parkhaus ist rechtzeitig vor Baubeginn eine entsprechende
Verwaltungsvereinbarung zwischen der Hansestadt und der Straßenbauverwaltung abzuschließen.

Hinsichtlich der zu ändernden Knotenpunkte ist im Zuge des anschließendem
Planfeststellungsverfahren ebenfalls noch eine Verwaltungsvereinbarung zwischen der
Straßenbauverwaltung (Straßenbaulasträger B 71), der Hansestadt (Straßenbaulastträger
Stadtstraßen) und dem Landkreis (Vorhabensträger) zu schließen.

 Der Straßenbauverwaltung dürfen durch die Ausweisungen und Festsetzungen im
 Bebauungsplan sowie der Erschließung keine Kosten entstehen.

Der Geschäftsbereich Lüneburg ist am weiteren Verfahren zu beteiligen.

Nach Inkrafttreten des Bebauungsplanes bitte ich um entsprechende Mitteilung unter Beifügung
einer beglaubigten Ausfertigung.

Mit freundlichen Grüßen
Im Auftrage

gez. Lutscheidt


